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Die Revision der KlÃ¤gerin gegen das Urteil des Sozialgerichts Koblenz vom 2. April
1998 wird zurÃ¼ckgewiesen. Kosten sind nicht zu erstatten.

GrÃ¼nde:

I

Die Beteiligten streiten Ã¼ber die RechtmÃ¤Ã�igkeit des Anschlusses der KlÃ¤gerin
an den Arbeitsmedizinischen Dienst (AMD) und den Sicherheitstechnischen Dienst
(STD) der Beklagten.

Die KlÃ¤gerin betreibt eine RheinfÃ¤hre und beschÃ¤ftigte im Jahre 1995 zum
Betrieb zweier Wasserfahrzeuge 17 Mitarbeiter. FrÃ¼her firmierte sie unter
RheinfÃ¤hre S. Mit Bescheid der Beklagten vom 29. Dezember 1997 wurde sie unter
dem Namen Rheinschiffahrt G. ab 28. April 1997 in das Unternehmerverzeichnis
eingetragen.

Mit Wirkung vom 1. Juli 1995 wurden die UnfallverhÃ¼tungsvorschriften (UVV) der
Beklagten in bezug auf die Bestellung von BetriebsÃ¤rzten und FachkrÃ¤ften fÃ¼r
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Arbeitssicherheit neu gefaÃ�t. WÃ¤hrend zuvor fÃ¼r den Gewerbezweig
"FÃ¤hrbetriebe" lediglich Betriebe mit mehr als 20 BeschÃ¤ftigten zur Bestellung
von BetriebsÃ¤rzten und ArbeitssicherheitskrÃ¤ften verpflichtet waren, wurde diese
Verpflichtung nunmehr unter Einbeziehung von Ã�bergangsregelungen auch fÃ¼r
sÃ¤mtliche Kleinbetriebe eingefÃ¼hrt. FÃ¼r Betriebe mit mehr als fÃ¼nf
Arbeitnehmern trat diese Verpflichtung zum 1. Januar 1996 in Kraft.

Mit zwei Schreiben vom 20. September 1995 wies die Beklagte die KlÃ¤gerin auf
diese Verpflichtung sowie auf die verschiedenen GestaltungsmÃ¶glichkeiten hin und
bat um Mitteilung der Entscheidung bis zum 20. Oktober 1995. Mit Schreiben vom
30. Oktober 1995 erinnerte die Beklagte an die Erledigung der Mitteilung bis zum
30. November 1995. SchlieÃ�lich Ã¼bersandte der AMD der Beklagten unter dem
23. Januar 1996 ein Vertragsangebot fÃ¼r eine betriebsÃ¤rztliche und
sicherheitstechnische Betreuung an die KlÃ¤gerin. Nachdem diese auch hierauf
nicht reagiert hatte, wies die Beklagte mit getrennten AnhÃ¶rungsschreiben vom
10. Juni 1996 darauf hin, daÃ� eine Verpflichtung zum AbschluÃ� eines Vertrags mit
dem AMD und dem STD bestehe, falls nicht eine betriebsÃ¤rztliche oder
sicherheitstechnische Betreuung auf andere Art nachgewiesen werde. Der
AbschluÃ� des Vertrags werde durch einen Verwaltungsakt ersetzt, falls nicht bis
zum 15. Juli 1996 eine Betreuung sichergestellt sei. Entsprechende
Vertragsangebote waren den AnhÃ¶rungsschreiben beigefÃ¼gt.

Nach Ablauf der gesetzten Frist sprach die Beklagte gemÃ¤Ã� Â§ 41 Abs 6 ihrer
Satzung den AnschluÃ� der KlÃ¤gerin jeweils zum AMD und zum STD rÃ¼ckwirkend
ab dem 1. Januar 1996 aus (Bescheide vom 15. August 1996). Die hiergegen
gerichteten WidersprÃ¼che der KlÃ¤gerin wies die Beklagte zurÃ¼ck
(Widerspruchsbescheide vom 13. Dezember 1996) und fÃ¼hrte ergÃ¤nzend aus,
daÃ� auch eine Festsetzung der Einsatzstunden auf Null wegen
unterdurchschnittlicher Unfall- und Gesundheitsgefahren nicht in Betracht komme.

Das Sozialgericht Koblenz (SG) hat die Klage abgewiesen (Urteil vom 2. April 1998).
Die angefochtenen Bescheide seien formell und materiell rechtmÃ¤Ã�ig und
verletzten die KlÃ¤gerin nicht in ihren Rechten. Die Bescheide seien insbesondere
inhaltlich hinreichend bestimmt, da sich deren Regelungsgehalt aus der
Bezugnahme auf die der KlÃ¤gerin Ã¼bersandten VertragsentwÃ¼rfe ergebe.
Ebensowenig liege eine unzulÃ¤ssige RÃ¼ckwirkung vor, da fÃ¼r die KlÃ¤gerin
eine rechtliche Verpflichtung zur Herstellung eines Anschlusses an den AMD und
den STD der Beklagten ab dem 1. Januar 1996 bestanden habe. Dies sei der
KlÃ¤gerin auch bereits mit Schreiben vom 20. September 1995 bekanntgegeben
worden, so daÃ� sich diese weder auf Vertrauensschutz noch auf ein fehlerhaftes
Verwaltungshandeln der Beklagten berufen kÃ¶nne. Im Ã¼brigen enthalte Â§ 708
Abs 1 Nr 4 der Reichsversicherungsordnung (RVO) â�� eingefÃ¼gt durch Â§ 21 Nr 1
des Gesetzes Ã¼ber BetriebsÃ¤rzte, Sicherheitsingenieure und andere FachkrÃ¤fte
fÃ¼r Arbeitssicherheit â�� Arbeitssicherheitsgesetz â�� (ASiG) vom 12. Dezember
1973 eine hinreichende gesetzliche ErmÃ¤chtigungsgrundlage. Dieser gesetzliche
Rahmen werde durch die UVV "FachkrÃ¤fte fÃ¼r Arbeitssicherheit" (VBG 122) und
die UVV "BetriebsÃ¤rzte" (VBG 123), die ordnungsgemÃ¤Ã� beschlossen,
genehmigt und bekanntgegeben worden seien, in zulÃ¤ssiger Weise prÃ¤zisiert.
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Insbesondere nach Â§ 719a RVO â�� ebenfalls durch das ASiG eingefÃ¼hrt â��
kÃ¶nnten Berufsgenossenschaften (BG en) Ã¼berbetriebliche arbeitsmedizinische
und sicherheitstechnische Dienste unter nÃ¤herer Bestimmung in ihrer Satzung
einrichten. Davon habe die Beklagte in Â§ 41 ihrer Satzung Gebrauch gemacht.
Darin bestehe neben der AnschluÃ�verpflichtung gemÃ¤Ã� Â§ 41 Abs 3 und 4 in Â§
41 Abs 7 eine BefreiungsmÃ¶glichkeit entsprechend Â§ 719a Satz 4 RVO, sofern der
Unternehmer nachweise, daÃ� er die ihm obliegenden Pflichten zur
Arbeitssicherheit erfÃ¼llt habe. Dies sei hier nicht geschehen, so daÃ� ein Zwang
zum AbschluÃ� eines Vertrags mit dem AMD und STD der Beklagten bestanden
habe. Dies verstoÃ�e insgesamt nicht gegen hÃ¶herrangiges Recht, und zwar
weder gegen Vorschriften des Grundgesetzes (GG) noch gegen solche des
Europarechts.

Mit ihrer â�� vom SG zugelassenen â�� Revision rÃ¼gt die KlÃ¤gerin eine
Verletzung formellen und materiellen Rechts. Die Bescheide der Beklagten vom 15.
August 1996 seien nicht ausreichend bestimmt, da sie â�� die KlÃ¤gerin â�� aus
den zugesandten Vertragsunterlagen nicht habe erkennen kÃ¶nnen, welche Rechte
und Pflichten sich durch den Verwaltungsakt fÃ¼r sie ergÃ¤ben. Der
Vertragsgegenstand sei nicht definiert, es werde lediglich allgemein auf das ASiG
verwiesen. Die nach Â§ 2 des AnschluÃ�vertrags im Rahmen von "Einsatzzeiten" zu
erbringenden Aufgaben seien eine TÃ¤uschung, weil dies nichts darÃ¼ber sage,
wer, wann, in welchem Zeitraum, wo, welche Leistung erbringe. Eine
Kostenbelastung sei nicht feststellbar; sie entstehe im Ergebnis, ohne daÃ� eine
Leistung "vor Ort" erbracht werde. Keine Rechtsgrundlage sei fÃ¼r Â§ 7 Abs 3 des
AnschluÃ�vertrags ersichtlich, wonach ein Unternehmer durch einen "Strafzuschlag"
von 20 % belastet werde, wenn der AnschluÃ�zwang im Laufe eines Kalenderjahres
ende. Dies rechtfertige weder Sinn und Zweck des ASiG noch der UVV en. Das SG
verkenne auch, daÃ� es bei der RÃ¼ckwirkung nicht auf den Verwaltungsakt,
sondern auf den Vertrag ankomme. Die RÃ¼ckwirkung eines
Dienstleistungsvertrags, wie er zwischen den Beteiligten abgeschlossen werden
sollte, sei aber wegen UnmÃ¶glichkeit der rÃ¼ckwirkenden Leistungserbringung
unwirksam. Ein rÃ¼ckwirkender AnschluÃ�zwang sei Ã¼berhaupt nur denkbar,
wenn AMD und STD auch rÃ¼ckwirkend ihre Leistungen erbringen kÃ¶nnten. Dies
sei aber faktisch unmÃ¶glich. Ferner richte sich zwar die ErmÃ¤chtigung an eine
KÃ¶rperschaft des Ã¶ffentlichen Rechts zur Regelung bestimmter Angelegenheiten
gewÃ¶hnlich nicht nach Art 80 Abs 1 GG, so daÃ� getÃ¤tigte und nicht getÃ¤tigte
ErmessenserwÃ¤gungen des Satzungsgebers nicht Ã¼berprÃ¼ft werden kÃ¶nnten.
Eine Ausnahme bestehe jedoch, wenn â�� wie hier â�� rechtsstaatliche
GrundsÃ¤tze in Frage stÃ¤nden. Dann sei Art 80 Abs 1 GG als MaÃ�stab
heranzuziehen. Vorliegend werde die KlÃ¤gerin in ihren Grundrechten aus Art 12,
14 und 3 GG verletzt. Dies stehe in direkter VerknÃ¼pfung mit der NichtausÃ¼bung
des der Beklagten eingerÃ¤umten Ermessensspielraums.

Die Beklagte habe bei der Ausdehnung der EG-Richtlinie 89/391/EWG auf
Kleinbetriebe Ã¼bersehen, daÃ� ihr Art 118a Abs 2 Satz 2 EGVtr einen
Ermessensspielraum erÃ¶ffne. Dementsprechend hÃ¤tte sie abwÃ¤gen mÃ¼ssen,
ob durch die Umsetzung der Richtlinie Klein- und Mittelbetriebe in ihrer GrÃ¼ndung
und Entwicklung behindert werden kÃ¶nnten. Insoweit hÃ¤tten auch die ihr â�� der
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KlÃ¤gerin â�� zustehenden Grundrechtspositionen mitberÃ¼cksichtigt werden
mÃ¼ssen. Diese ErwÃ¤gungen hÃ¤tte die Beklagte auch trotz der ihr
eingerÃ¤umten Satzungsbefugnis beachten mÃ¼ssen. Denn es kÃ¶nne entgegen
der Ansicht des SG nicht dahingestellt bleiben, ob sich aus der Richtlinie eine
Verpflichtung zur Ã�nderung der UVV en ergeben habe, weil gerade das
Nichtbestehen einer solchen Verpflichtung zu einem Ermessensspielraum der
Beklagten fÃ¼hre.

Der durch die Neufassung der UVV en iVm Â§ 41 Abs 3 und 4 der Satzung der
Beklagten bestehende AnschluÃ�zwang verletze sie â�� die KlÃ¤gerin â�� in ihrem
Recht am eingerichteten und ausgeÃ¼bten Gewerbebetrieb sowie in ihrer
BerufsausÃ¼bungsfreiheit. Ihr werde neben den "Leistungen" des AMD und STD
auch deren unzumutbare Kostenlast aufgebÃ¼rdet, so daÃ� sie am Rande der
Wirtschaftlichkeit operieren mÃ¼sse. Die Satzung der Beklagten sei als
Regelungsvorbehalt insoweit rechtswidrig, als sich der Gesetzgeber seiner
Rechtsetzungsbefugnis nicht vÃ¶llig entÃ¤uÃ�ern und seinen EinfluÃ� auf den
Inhalt der von den ermÃ¤chtigten Satzungsgebern zu erlassenden Normen
gÃ¤nzlich preisgeben dÃ¼rfe. Dies ergebe sich aus dem Rechtsstaats- und
Demokratieprinzip. Auch fehle es an einer VerhÃ¤ltnismÃ¤Ã�igkeitsprÃ¼fung. Eine
Inhalts- und Schrankenbestimmung, die unter AuÃ�erachtlassung sÃ¤mtlicher
GestaltungsspielrÃ¤ume zustande gekommen sei, sei rechtswidrig. Sie â�� die
KlÃ¤gerin â�� werde durch diese rechtswidrige Inhalts- und Schrankenbestimmung
verletzt. Insbesondere das konkrete Mittel des AnschluÃ�zwangs sei nicht
verhÃ¤ltnismÃ¤Ã�ig zur Erreichung des angestrebten Ziels, weil die
UnfallhÃ¤ufigkeit bei den betroffenen Kleinbetrieben eklatant geringer sei als bei
den erfaÃ�ten GroÃ�betrieben. Diesem entscheidungserheblichen Vorbringen sei
das SG entgegen Â§ 103 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) nicht nachgegangen,
obwohl es durch statistische Zahlen belegt sei. Ferner komme es bereits zu
KontrollÃ¼berschneidungen durch die Wasserschutzpolizei, die
Schiffahrtsuntersuchungskommission, das Wasser- und Schiffahrtsamt sowie die
BG. Der AMD und STD deckten somit keine LÃ¼cken mehr ab. Das SG habe die
Tatsache der niedrigeren Gesundheitsgefahren fÃ¼r Arbeitnehmer in Kleinbetrieben
auch im Rahmen von Art 3 Abs 1 GG unzureichend berÃ¼cksichtigt. Werde diese
wesentliche Ungleichheit zwischen Klein- und GroÃ�betrieben nicht beachtet, so
liege ein VerstoÃ� gegen Art 3 Abs 1 GG vor, weil ein AnschluÃ�zwang an den AMD
und STD nicht gerechtfertigt sei. Der autonome Satzungsgeber dÃ¼rfe trotz einer
gewissen Gestaltungsfreiheit nicht mit Gewalt Gleichheiten schaffen, die so
bedeutsam seien, daÃ� sie bei einer am Gerechtigkeitsgedanken orientierten
Betrachtungsweise nicht hingenommen werden kÃ¶nnten. Ein AnschluÃ�zwang der
KlÃ¤gerin erscheine daher als willkÃ¼rlich.

Die KlÃ¤gerin beantragt,
das Urteil des Sozialgerichts Koblenz vom 2. April 1998 sowie die Bescheide der
Beklagten vom 15. August 1996 in der Fassung der Widerspruchsbescheide vom 13.
Dezember 1996 aufzuheben.

Die Beklagte beantragt,
die Revision zurÃ¼ckzuweisen.
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Sie hÃ¤lt das angefochtene Urteil fÃ¼r zutreffend.

II

Die Revision ist unbegrÃ¼ndet. Das SG hat die Klage zu Recht abgewiesen. Denn
die angefochtenen Bescheide, mit denen die Beklagte die KlÃ¤gerin an ihren AMD
und STD angeschlossen hat, sind rechtmÃ¤Ã�ig.

Die RechtmÃ¤Ã�igkeit der angefochtenen Bescheide der Beklagten beurteilt sich
noch nach den Vorschriften der RVO. Bei einer isolierten Anfechtungsklage â�� wie
hier â�� ist grundsÃ¤tzlich die Sach- und Rechtslage zum Zeitpunkt des Erlasses
des angefochtenen Verwaltungsakts maÃ�geblich (vgl Bundessozialgericht (BSG),
Urteil vom 4. Mai 1999, â�� B 2 U 11/98 R â�� mwN, zur VerÃ¶ffentlichung
vorgesehen; Meyer-Ladewig, SGG, 6. Aufl, Â§ 54 RdNr 32 mwN). GemÃ¤Ã� Art 36
Satz 2 des Gesetzes zur Einordnung des Rechts der gesetzlichen Unfallversicherung
in das Sozialgesetzbuch (UVEG) vom 7. August 1996 (BGBl I 1254) treten die die
PrÃ¤vention regelnden Vorschriften der Â§Â§ 1 Nr 1 und 14 bis 25 des Art 1 UVEG
am Tag nach der VerkÃ¼ndung des Gesetzes in Kraft. Die Ausgabe im BGBl I
erfolgte am 20. August 1996 (BGBl I 1254), so daÃ� die entsprechenden
Regelungen der RVO am 21. August 1996 abgelÃ¶st wurden. Da die angefochtenen
Bescheide aber bereits am 15. August 1996 ergangen sind, gelten vorliegend noch
die Regelungen der RVO. Gleiches gilt auch fÃ¼r das ASiG vom 12. Dezember 1973
(BGBl I 1885) idF des Â§ 70 des Jugendarbeitsschutzgesetzes vom 12. April 1976
(BGBl I 965). Dies ergibt sich aus Art 6 Satz 1 des Gesetzes zur Umsetzung der EG-
Rahmenrichtlinie Arbeitsschutz und weiterer Arbeitsschutzrichtlinien vom 7. August
1996 (BGBl I 1246), dessen Art 1 das Arbeitsschutzgesetz enthÃ¤lt und dessen Art 2
das ASiG Ã¤nderte, das aber ebenfalls erst am 21. August 1996 in Kraft getreten ist
(Ausgabe des BGBl I 1246 am 20. August 1996).

Die angefochtenen Bescheide sind formell (1) und materiell (2) rechtmÃ¤Ã�ig. Sie
beruhen auf den UVV en iVm der Satzung der Beklagten (2.1), die ihre gesetzliche
Grundlage in den wirksamen Vorschriften der RVO und des ASiG haben (2.2). Diese
maÃ�geblichen Grundlagen (2.1 und 2.2) der angefochtenen Bescheide verletzen
die KlÃ¤gerin nicht in ihren Grundrechten und stehen mit dem GG in Einklang (2.3).
Sie verstoÃ�en auch nicht gegen die einschlÃ¤gigen Vorschriften des Europarechts
(2.4). Die angefochtenen Bescheide sind auch nicht aus anderen GrÃ¼nden
materiell rechtswidrig (2.5).

(1) Die angefochtenen Bescheide sind formell rechtmÃ¤Ã�ig. Die maÃ�geblichen
verwaltungsverfahrensrechtlichen Regelungen sind eingehalten worden.
Insbesondere sind die Bescheide entsprechend Â§ 35 Abs 1 Satz 2 des Zehnten
Buches Sozialgesetzbuch (SGB X) schriftlich begrÃ¼ndet worden sowie inhaltlich iS
des Â§ 33 Abs 1 SGB X hinreichend bestimmt.

Nach dieser Regelung muÃ� ein Verwaltungsakt den Willen der BehÃ¶rde fÃ¼r die
Beteiligten des Verwaltungsverfahrens vollstÃ¤ndig und unzweideutig erkennen
lassen und darf einer unterschiedlichen subjektiven Bewertung nicht zugÃ¤nglich
sein (Klarstellungsfunktion). Dies gilt fÃ¼r den maÃ�gebenden Sachverhalt und die
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darauf fuÃ�ende Regelung, wobei es ausreicht, wenn sich der Regelungsinhalt aus
der Sicht eines verstÃ¤ndigen, objektiven ErklÃ¤rungsempfÃ¤ngers im Wege der
Auslegung bestimmen lÃ¤Ã�t (KassKomm-Krasney, SGB X, Â§ 33 RdNrn 2 bis 6;
Schroeder-Printzen, SGB X, 3. Aufl, Â§ 33 RdNr 2). Nach den gem Â§ 161 Abs 4 SGG
nicht angreifbaren Feststellungen des SG hat die Beklagte in den angefochtenen
Bescheiden vom 15. August 1996 unter Bezugnahme auf die der KlÃ¤gerin
Ã¼bersandten Schreiben und Vertragsangebote deren AnschluÃ� an den AMD und
STD gemÃ¤Ã� Â§ 41 Abs 6 der Satzung verfÃ¼gt. Dabei ergibt sich der
maÃ�gebende Sachverhalt und die Normen sowohl aus den Bescheiden selbst als
auch aus den vorhergehenden SchriftsÃ¤tzen. In den Bescheiden hat die Beklagte
den AnschluÃ� der KlÃ¤gerin an den AMD und STD auf Â§ 41 Abs 2, 4 und 6 ihrer
Satzung sowie auf die Â§Â§ 2 und 5 ASiG und jeweils auf Â§ 2 der UVV en VBG 122
und VBG 123 zurÃ¼ckgefÃ¼hrt. Die angefochtenen Bescheide lassen somit
insbesondere unter MitberÃ¼cksichtigung des vorherigen Schriftverkehrs und der
Vertragsangebote den klaren und eindeutigen Willen der Beklagten erkennen, daÃ�
die KlÃ¤gerin aufgrund der Nichtbefolgung ihrer gesetzlichen und
satzungsmÃ¤Ã�igen Verpflichtungen ab dem 1. Januar 1996 zwangsweise an den
AMD und STD der Beklagten angeschlossen worden ist. Damit hat die Beklagte
entgegen der Auffassung der Revision eine hinreichend bestimmte Regelung
getroffen.

In der schriftlichen BegrÃ¼ndung hat sie zudem entsprechend Â§ 35 Abs 1 Satz 2
SGB X die wesentlichen tatsÃ¤chlichen und rechtlichen GrÃ¼nde mitgeteilt. Sie hat
insoweit dargelegt, daÃ� die KlÃ¤gerin entgegen ihrer bestehenden gesetzlichen
Verpflichtung, an die sie schon zuvor mehrfach erinnert worden sei, nach zehn
Monaten keine geeignete Fachkraft fÃ¼r Arbeitssicherheit bzw keinen Betriebsarzt
bestellt habe, so daÃ� der VertragsabschluÃ� ab dem 1. Januar 1996 durch einen
Verwaltungsakt ersetzt werde. Letztere MÃ¶glichkeit war der KlÃ¤gerin auch Ã¼ber
Â§ 41 Abs 6 der Satzung bekannt. Dies hatte ihr die Beklagte mit Schreiben vom 10.
Juni 1996 mitgeteilt, so daÃ� sogar die Voraussetzungen des Â§ 35 Abs 2 Nr 2 SGB
X erfÃ¼llt sind, wonach es bei einem schriftlichen Verwaltungsakt einer
BegrÃ¼ndung nicht bedarf, soweit demjenigen, fÃ¼r den der Verwaltungsakt
bestimmt ist oder der von ihm betroffen wird, die Auffassung der BehÃ¶rde Ã¼ber
die Sach- und Rechtslage bereits bekannt oder auch ohne schriftliche BegrÃ¼ndung
fÃ¼r ihn ohne weiteres erkennbar ist. Diese muÃ�te der KlÃ¤gerin aber aus der
Sicht eines verstÃ¤ndigen und objektiven EmpfÃ¤ngers bekannt sein. Die
wesentlichen Regelungsinhalte ergaben sich schon aus den Schreiben vom 20.
September 1995. Die sich aus den Verwaltungsakten ergebenden Rechte und
Pflichten wurden durch die Bezugnahme auf das ASiG und die UVV en ausreichend
definiert. Zwar regeln die angefochtenen Bescheide lediglich den AnschluÃ� an den
AMD und STD. Dennoch lassen sich auch die konkreten Einsatzzeiten den Tabellen
zum jeweiligen Â§ 2 Abs 1 der VBG 122/123 entnehmen.

Ob der Inhalt der VertragsentwÃ¼rfe insgesamt rechtlich zulÃ¤ssig ist, kann hier
dahinstehen. Denn zu einem VertragsabschluÃ� ist es nicht gekommen. Die
Verwaltungsakte ersetzen lediglich das GrundverhÃ¤ltnis des Beitritts zum AMD und
STD, wÃ¤hrend die Rechtsbeziehungen von dem ASiG, der Satzung und den UVV en
konkret geregelt werden. Dort besteht keine mit einem Zuschlag versehene
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vergleichbare Regelung wie in Â§ 7 Abs 3 der VertrÃ¤ge. Die Kostentragungspflicht
durch die an den AMD und STD angeschlossenen Unternehmer, wie die KlÃ¤gerin,
ergibt sich aus Â§ 723 Abs 2 RVO. Danach ist die Beklagte berechtigt, eine
besondere Umlage zu erheben, die die Kosten der jeweiligen Einrichtung deckt (vgl
Lauterbach/Watermann, Gesetzliche Unfallversicherung, 3. Aufl, Â§ 723 RVO Anm 6;
Kutscher/Stoy in Schulin, HS-UV, Â§ 40 RdNr 108).

(2) Die Bescheide sind auch materiell rechtmÃ¤Ã�ig.

(2.1) Rechtlich zutreffend hat die Beklagte die angefochtenen Bescheide auf Â§ 41
ihrer Satzung iVm den UVV en gestÃ¼tzt. Nach dem jeweiligen Â§ 2 Abs 1 Satz 1
der ab 1. Juli 1995 geltenden UVV en 1.3 (FachkrÃ¤fte fÃ¼r Arbeitssicherheit â��
VBG 122 -) und 1.4 (BetriebsÃ¤rzte â�� VBG 123 -) hat der Unternehmer zur
Wahrnehmung der in Â§Â§ 3 und 6 ASiG bezeichneten Aufgaben fÃ¼r die sich aus
der Tabelle 1 ergebenden erforderlichen Mindesteinsatzzeiten FachkrÃ¤fte fÃ¼r
Arbeitssicherheit und BetriebsÃ¤rzte zu bestellen. Nach den SÃ¤tzen 3 der Â§Â§ 2
Abs 1 der VBG 122/123 gilt dies unter bestimmten Voraussetzungen nicht fÃ¼r
Unternehmen mit weniger als sechs BeschÃ¤ftigten. Nach Â§ 41 Abs 3 und 4 der
Satzung mÃ¼ssen sich Unternehmer, die aufgrund des ASiG einschlieÃ�lich der
UVV en "BetriebsÃ¤rzte" und "Sicherheitsingenieure ua FachkrÃ¤fte fÃ¼r
Arbeitssicherheit" zur entsprechenden Betreuung ihrer Arbeitnehmer und Betriebe
verpflichtet sind, durch AbschluÃ� eines Vertrages mit der Binnenschiffahrts-BG
dem â�� auf der Grundlage des Â§ 41 Abs 1 der Satzung unterhaltenen â��
Ã¼berbetrieblichen arbeitsmedizinischen und sicherheitstechnischen Dienst
anschlieÃ�en. Â§ 41 Abs 6 der Satzung bestimmt schlieÃ�lich, daÃ� bei einem
Unternehmer, der sich weigert, einen Vertrag entsprechend den Abs 3 und 4
abzuschlieÃ�en, die Binnenschiffahrts-BG den AbschluÃ� des Vertrages durch
Verwaltungsakt ersetzen kann.

Die tatsÃ¤chlichen Voraussetzungen dieser satzungsrechtlichen Vorschriften sind
erfÃ¼llt und insbesondere ist das Schweigen der KlÃ¤gerin auf die Aufforderungen
und Erinnerungen der Beklagten zum AbschluÃ� der vorgeschlagenen VertrÃ¤ge als
Weigerung iS des Â§ 41 Abs 6 der Satzung anzusehen. Das wird letztlich auch von
der KlÃ¤gerin nicht in Abrede gestellt.

(2.2) Die genannten Vorschriften der UVV en sowie der Satzung der Beklagten
finden ihre gesetzliche Grundlage in den wirksamen Vorschriften der Â§Â§ 671, 708,
719a RVO sowie dem ASiG. Nach den Â§Â§ 2, 5 ASiG hat der Arbeitgeber
BetriebsÃ¤rzte und FachkrÃ¤fte fÃ¼r Arbeitssicherheit schriftlich zu bestellen und
ihnen die in Â§ 6 des Gesetzes genannten Aufgaben zu Ã¼bertragen. Â§ 719a RVO
bestimmt ergÃ¤nzend, daÃ� die BG en Ã¼berbetriebliche arbeitsmedizinische und
sicherheitstechnische Dienste einrichten kÃ¶nnen, wobei das NÃ¤here die Satzung
regelt. Darin kann vorgeschrieben werden, daÃ� sich die Unternehmer einem
derartigen Dienst anschlieÃ�en mÃ¼ssen. Nach Â§ 719a Satz 4 RVO sind
Unternehmer vom AnschluÃ�zwang zu befreien, wenn sie durch eine Bescheinigung
der zustÃ¤ndigen BehÃ¶rde nachweisen, daÃ� sie ihre Pflichten nach dem ASiG
erfÃ¼llt haben. Â§ 671 RVO bestimmt schlieÃ�lich die Pflicht zum ErlaÃ� sowie die
inhaltlichen Mindestanforderungen einer Satzung der BG, wÃ¤hrend Â§ 708 RVO

                             7 / 16

https://dejure.org/gesetze/RVO/723.html
https://dejure.org/gesetze/RVO/723.html
https://dejure.org/gesetze/ASiG/3.html
https://dejure.org/gesetze/ASiG/6.html
https://dejure.org/gesetze/RVO/671.html
https://dejure.org/gesetze/RVO/708.html
https://dejure.org/gesetze/RVO/719a.html
https://dejure.org/gesetze/ASiG/2.html
https://dejure.org/gesetze/ASiG/5.html
https://dejure.org/gesetze/RVO/719a.html
https://dejure.org/gesetze/RVO/719a.html
https://dejure.org/gesetze/RVO/671.html
https://dejure.org/gesetze/RVO/708.html


 

entsprechende Bestimmungen Ã¼ber die UVV en enthÃ¤lt. Insbesondere dessen
Abs 1 Nr 4 gibt eine weitere ErmÃ¤chtigung zur Konkretisierung der durch die BG en
im Rahmen der UVV en zu sichernden Arbeitgeberpflichten. Nach dieser Regelung
haben die BG en Vorschriften Ã¼ber MaÃ�nahmen zu erlassen, die der
Unternehmer zur ErfÃ¼llung der sich aus dem ASiG ergebenden Pflichten zu treffen
hat (vgl BT-Drucks 7/260 S 10, 12 und 17 zu Â§ 2, Â§ 5 und Â§ 20 des Entwurfs). Ziel
und Leitgedanke des ASiG ist iS des Â§ 1 Satz 1 und 2 die UnterstÃ¼tzung des
Arbeitgebers bei der ihm obliegenden UnfallverhÃ¼tung durch von ihm zu
bestellende BetriebsÃ¤rzte und FachkrÃ¤fte fÃ¼r Arbeitssicherheit (vgl BT-Drucks
7/260, S 10 zu Â§ 1 unter Hinweis auf Teil A â�� Allgemeines -, Nrn 1 bis 3). Nach Â§
1 Satz 3 ASiG soll damit erreicht werden, "daÃ� 1. die dem Arbeitsschutz und der
UnfallverhÃ¼tung dienenden Vorschriften den besonderen BetriebsverhÃ¤ltnissen
entsprechend angewandt werden, 2. gesicherte arbeitsmedizinische und
sicherheitstechnische Erkenntnisse zur Verbesserung des Arbeitsschutzes und der
UnfallverhÃ¼tung verwirklicht werden kÃ¶nnen und 3. die dem Arbeitsschutz und
der UnfallverhÃ¼tung dienenden MaÃ�nahmen einen mÃ¶glichst hohen
Wirkungsgrad erreichen." Die Â§Â§ 2 und 5 ASiG regeln die Verpflichtung des
Arbeitgebers, BetriebsÃ¤rzte und FachkrÃ¤fte fÃ¼r Arbeitssicherheit zu bestellen
und ihnen die in den Â§Â§ 3 und 6 genannten Aufgaben zu Ã¼bertragen, "soweit
dies erforderlich ist im Hinblick auf 1. die Betriebsart und die damit fÃ¼r die
Arbeitnehmer verbundenen Unfall- und Gesundheitsgefahren, 2. die Zahl der
beschÃ¤ftigten Arbeitnehmer und die Zusammensetzung der Arbeitnehmerschaft
und 3. die Betriebsorganisation, insbesondere im Hinblick auf die Zahl und die Art
der fÃ¼r den Arbeitsschutz und die UnfallverhÃ¼tung verantwortlichen Personen."

Diesen gesetzlichen Vorgaben folgen die UVV en der Beklagten Ã¼ber FachkrÃ¤fte
fÃ¼r Arbeitssicherheit und BetriebsÃ¤rzte. Sie konkretisieren jeweils in einer zu Â§
2 Abs 1 VBG 122/123 der hier maÃ�gebenden Fassungen angefÃ¼gten Tabelle den
Umfang der Bestellung der FachkrÃ¤fte entsprechend der Mindesteinsatzzeit je
Betrieb, unterschieden nach Betriebsart und Organisation und je durchschnittlich
beschÃ¤ftigten Arbeitnehmern nach Stunden pro Jahr.

Die UVV en sind autonome Rechtsnormen (BSGE 65, 5, 6 = SozR 2200 Â§ 708 Nr 4)
und als solche einer kÃ¶rperschaftlichen Satzung vergleichbar (vgl Gitter/Nunius in
Schulin, HS-UV Â§ 6 RdNr 93 mwN). Bei einem Streit Ã¼ber die RechtmÃ¤Ã�igkeit
eines Verwaltungsakts, der auf von den UnfallversicherungstrÃ¤gern erlassenen
autonomen Rechtsnormen beruht, ist das autonome Recht darauf zu prÃ¼fen, ob es
mit dem Gesetz, auf dem die Berechtigung beruht und dessen ErfÃ¼llung es dient,
und mit sonstigem hÃ¶herrangigen Recht vereinbar ist. Zwar ist den TrÃ¤gern der
Sozialversicherung innerhalb der ihnen gesetzlich erteilten ErmÃ¤chtigung
gewÃ¶hnlich ein groÃ�er Regelungsspielraum eingerÃ¤umt; dieser darf allerdings
nur ausgefÃ¼llt, aber nicht Ã¼berschritten werden (BSGE 59, 55, 56 f = SozR 2200
Â§ 708 Nr 3). Ob die von der KlÃ¤gerin angegriffenen Regelungen in den UVV en
von der gesetzlichen ErmÃ¤chtigung gedeckt sind, richtet sich wegen der engen
Verbindung des Â§ 708 Abs 1 Satz 1 Nr 4 RVO mit den Vorschriften des ASiG nach
dessen Vorgaben. Dies hat das BSG bereits mehrfach entschieden und
hervorgehoben, daÃ� den BG en auch innerhalb der Vorgaben eine weitgehende
Regelungsfreiheit zustehe. So schreibe das ASiG zB fÃ¼r die Bestellung eines
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Sicherheitsbeauftragten keine Mindestzahl von BeschÃ¤ftigten innerhalb eines
Betriebs vor, so daÃ� bereits von einem BeschÃ¤ftigten an die Bestellung
angeordnet werden kÃ¶nne (BSGE 50, 107, 109 = SozR 2200 Â§ 708 Nr 1). Ebenso
seien die TrÃ¤ger der Unfallversicherung berechtigt, im Rahmen von UVV en die
Einsatzzeiten der BetriebsÃ¤rzte zu regeln (BSGE 59, 55, 57 = SozR aaO). In einer
weiteren Entscheidung hat das BSG aber auch Grenzen bei der Bestellung von
BetriebsÃ¤rzten aufgezeigt, da als BezugsgrÃ¶Ã�e fÃ¼r die jeweilige UVV nur der
Einzelbetrieb, nicht aber das Gesamtunternehmen herangezogen werden kÃ¶nne
(BSGE 50, 171, 172 ff = SozR 2200 Â§ 708 Nr 2). Mit dem ASiG solle erreicht
werden, daÃ� die dem Arbeitsschutz und der UnfallverhÃ¼tung dienenden
Vorschriften den besonderen BetriebsverhÃ¤ltnissen entsprechend angewendet
werden und die dem Arbeitsschutz und der UnfallverhÃ¼tung dienenden
MaÃ�nahmen einen mÃ¶glichst hohen Wirkungsgrad erreichen. Dies kÃ¶nne der
Natur der Sache nach nur "vor Ort", dh am Arbeitsplatz "im Betrieb" geschehen
(BSGE 50, 107, 110 mwN = SozR aaO). Dies hat der erkennende Senat mit Urteil
vom 1. MÃ¤rz 1989 (BSGE 65, 5, 6 ff = SozR aaO) nochmals bestÃ¤tigt.

Ausgehend von dieser Rechtsprechung steht die Neufassung der hier
maÃ�gebenden VBG 122 und VBG 123 mit der ErmÃ¤chtigungsgrundlage des Â§
708 Abs 1 Satz 1 Nr 4 RVO und dem ASiG ebenso in Einklang wie Â§ 41 der Satzung
der Beklagten mit Â§ 719a RVO. Â§ 708 Abs 1 Satz 1 Nr 4 RVO und das ASiG
enthalten lediglich Rahmenbestimmungen darÃ¼ber, unter welchen
Voraussetzungen und in welcher Zahl BetriebsÃ¤rzte und FachkrÃ¤fte fÃ¼r
Arbeitssicherheit bestellt werden mÃ¼ssen. So hat grundsÃ¤tzlich der Arbeitgeber
selbst verantwortlich darÃ¼ber zu entscheiden, in welcher Zahl und unter welchen
Bedingungen er derartige FachkrÃ¤fte beauftragen oder einstellen will, um seine
gesetzlichen Verpflichtungen zu erfÃ¼llen. Es ist jedoch Aufgabe des
UnfallversicherungstrÃ¤gers, dafÃ¼r zu sorgen, daÃ� die Arbeitgeber diesen
Verpflichtungen auch in ausreichendem MaÃ�e nachkommen. Hierzu gewÃ¤hren
die gesetzlichen Vorgaben den BG en einen weiten Gestaltungsspielraum fÃ¼r den
Inhalt der von ihnen zu erlassenden UVV en und erleichtern so den Arbeitgebern die
von ihnen ansonsten eigenstÃ¤ndig zu beurteilende Frage, auf welche Weise sie
ihre gesetzlichen Verpflichtungen nach Â§Â§ 2 und 5 ASiG zu erfÃ¼llen haben (vgl
Lauterbach/Watermann, Gesetzliche Unfallversicherung, 3. Aufl, Â§ 708 RVO Anm
15a; BT-Drucks 7/260 S 11 und 13 zu Â§ 2 I 3 und Â§ 5 I 3). Dementsprechend
prÃ¤zisieren die von der Revision beanstandeten UVV en der Beklagten die
gesetzlich geforderten MaÃ�nahmen fÃ¼r die einzelnen Betriebszweige in
zulÃ¤ssiger Weise. Nach der Zielsetzung des Â§ 1 ASiG haben die BeschÃ¤ftigten
generell einen Anspruch auf die Bestellung einer Fachkraft fÃ¼r Arbeitssicherheit
und eines Betriebsarztes (BSGE 65, 5, 7 mwN = SozR aaO). Wenn die Beklagte in
der Neuregelung ihrer UVV en insoweit Gebrauch von der sich aus dem ASiG
ergebenden weiten ErmÃ¤chtigung macht, als daÃ� bereits von einem
BeschÃ¤ftigten an eine Fachkraft fÃ¼r Arbeitssicherheit und ein Betriebsarzt vom
Arbeitgeber zu bestellen sind, so ist sie hierzu berechtigt. Denn die Frage, ob
Ã¼berhaupt BetriebsÃ¤rzte und FachkrÃ¤fte fÃ¼r Arbeitssicherheit einzusetzen
sind, gehÃ¶rt zu den MaÃ�nahmen iS des Â§ 708 Abs 1 Satz 1 Nr 4 RVO (vgl BSGE
59, 55, 57 = SozR 2200 Â§ 708 Nr 3). Dem Arbeitgeber obliegt nach Â§Â§ 1, 2 und 5
ASiG grundsÃ¤tzlich schon ab einem Arbeitnehmer die Pflicht, im erforderlichen
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Umfang BetriebsÃ¤rzte und FachkrÃ¤fte fÃ¼r Arbeitssicherheit zu bestellen, auch
wenn die zustÃ¤ndige BG dies nach ihren UVV en erst ab einer bestimmten
hÃ¶heren Anzahl von Arbeitnehmern verlangt. Folglich Ã¤ndern sich durch die
Herabsetzung der BeschÃ¤ftigtenzahl hinsichtlich der Bestellungspflicht von
BetriebsÃ¤rzten und FachkrÃ¤ften fÃ¼r Arbeitssicherheit in den betreffenden UVV
en der Beklagten nicht die grundsÃ¤tzlich fÃ¼r die KlÃ¤gerin bestehenden
Verpflichtungen; lediglich deren Sicherstellung durch die Beklagte wird auf
Kleinbetriebe ausgedehnt. Diese verwertet dabei ersichtlich ihre Sachkunde und
Erfahrung bei der Zusammenarbeit der fÃ¼r den Unfallschutz Verantwortlichen wie
Unternehmer, Arbeitgeber, Sicherheitsbeauftragte, BetriebsÃ¤rzte, technische
Aufsichtsbeamte, BetriebsrÃ¤te und zustÃ¤ndige BehÃ¶rden (vgl hierzu BSGE 50,
107, 109 f = SozR aaO). Sie muÃ� sich lediglich an den in den Â§Â§ 2 Abs 1 und 5
Abs 1 ASiG aufgestellten Erforderlichkeitskriterien orientieren. Diese beziehen sich
auf betriebliche Merkmale, die im wesentlichen auch den in dem jeweiligen Â§ 2 Abs
1 der UVV en enthaltenen Tabellen zugrunde liegen. Der Senat hat hierzu bereits
mit Urteil vom 24. Oktober 1985 (BSGE 59, 55, 57 = SozR aaO) entschieden, daÃ�
durch die fachliche Gliederung der die UVV jeweils fÃ¼r ihren Bereich erlassenden
BG en und durch die weitere Einteilung der Betriebe in verschiedene Gruppen
innerhalb der UVV eine ausreichende BerÃ¼cksichtigung der Zahl der
beschÃ¤ftigten Arbeitnehmer, der Betriebsart sowie der Betriebsorganisation
vorliege. So ist es nach der obigen Darstellung auch hier.

Hinsichtlich der Bestimmung in Â§ 41 Abs 3 und 4 der Satzung der Beklagten geht
die KlÃ¤gerin zwar ebenfalls zu Recht davon aus, daÃ� auch diese als vom
UnfallversicherungstrÃ¤ger autonom gesetztes objektives Recht durch die Gerichte
der Sozialgerichtsbarkeit nur daraufhin zu prÃ¼fen ist, ob sie mit dem Gesetz, auf
dem die ErmÃ¤chtigung des Satzungsgebers beruht, und mit sonstigem
hÃ¶herrangigen Recht vereinbar ist. Allerdings finden insoweit â�� entgegen der
Revision â�� nicht die fÃ¼r die Rechtsverordnungen geltenden engen
Begrenzungen der Art 80 ff GG Anwendung (BSGE 68, 123, 124 mwN = SozR
3-2200 Â§ 803 Nr 2). Etwas anderes ist auch nicht dem Urteil des BSG vom 13.
Februar 1975 (SozR 2200 Â§ 728 Nr 1) zu entnehmen. Die ErmÃ¤chtigung zum
ErlaÃ� einer Satzung kann grundsÃ¤tzlich allgemein gehalten sein. Wenn
Satzungsregelungen allerdings in Grundrechte eingreifen, so ist dies nur zulÃ¤ssig,
soweit der Gesetzgeber die wesentlichen Grundlagen der Entscheidung selbst
getroffen hat (BVerfGE 33, 125, 158; 45, 393, 399). Je stÃ¤rker der
Grundrechtseingriff ist, umso bestimmter muÃ� auch die formell-gesetzliche
ErmÃ¤chtigung sein (BVerfGE 33, 125, 160; 76, 171, 185 mwN). Diesen
Voraussetzungen ist vorliegend GenÃ¼ge getan. Insbesondere der von der
KlÃ¤gerin angegriffene AnschluÃ�zwang nach Â§ 41 Abs 6 der Satzung der
Beklagten ist von Â§ 719a Satz 3 RVO gedeckt. Danach werden die BG en
ausdrÃ¼cklich ermÃ¤chtigt, Unternehmer an den von ihnen errichteten AMD und
STD anzuschlieÃ�en, wenn diese ihren Verpflichtungen nach dem ASiG nicht auf
andere Weise nachkommen. Letzteres ergibt sich aus Â§ 719a Satz 4 RVO, wonach
Unternehmer im Falle ihrer PflichterfÃ¼llung vom AnschluÃ�zwang zu befreien sind.
Auch diese gesetzliche Vorgabe hat die Beklagte entsprechend in Â§ 41 Abs 7 ihrer
Satzung umgesetzt. Der sich aus dem Gesetz ergebende AnschluÃ�zwang ist somit
lediglich eine zwangsweise Sicherstellung der sich fÃ¼r den Arbeitgeber aus dem
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ASiG ergebenden Pflichten durch die hierzu verpflichteten
UnfallversicherungstrÃ¤ger (vgl BT-Drucks 7/260 S 17 zu Â§ 20 des Entwurfs).
Diesen kommt dabei ein gewisser Gestaltungsspielraum zu, weil die in Â§ 546 Abs 1
RVO gesetzlich begrÃ¼ndete Aufgabe, ArbeitsunfÃ¤lle zu verhÃ¼ten und zu
entschÃ¤digen, "mit allen geeigneten Mitteln" zu betreiben ist. Der darin liegende
Auftrag des Gesetzgebers ist weit auszulegen (Lauterbach/Watermann, aaO, Â§ 546
RVO Anm 1 und 5; Gitter/Nunius in Schulin, HS-UV, Â§ 36 RdNr 55).

(2.3) Die Neufassung der UVV en der Beklagten sowie Â§ 41 ihrer Satzung als
Grundlage der angefochtenen Bescheide verletzen die KlÃ¤gerin nicht in
Grundrechten und stehen auch ansonsten mit dem GG in Einklang. Sie bewirken
keinen rechtswidrigen Eingriff in den eingerichteten und ausgeÃ¼bten
Gewerbebetrieb sowie in die BerufsausÃ¼bungsfreiheit (Art 14 Abs 1 und Art 12
Abs 1 GG) der KlÃ¤gerin und entsprechen dem allgemeinen Gleichheitssatz des Art
3 Abs 1 GG.

Art 14 Abs 1 GG schÃ¼tzt insoweit lediglich vor einem Eingriff in die Substanz der
Sach- und Rechtsgesamtheit â�� Bestandsschutz â�� (BVerwGE 95, 341, 348 mwN),
nicht hingegen die "allgemeinen Gegebenheiten und Chancen, innerhalb deren der
Unternehmer seine TÃ¤tigkeit entfaltet" und "die keinen Bezug zu einem
bestimmten einzelnen Gewerbebetrieb haben", auch wenn sie fÃ¼r das
Unternehmen und seine RentabilitÃ¤t von Bedeutung sind oder die Folge einer
bestimmten Rechtslage darstellen (BGHZ 78, 41, 44 f; so auch BVerfGE 45, 142,
173). KÃ¼nftige VerdienstmÃ¶glichkeiten und in der Zukunft liegende Chancen
werden nicht vom Bestandsschutz umfaÃ�t (BVerfGE 30, 292, 335; BVerwGE 95,
341, 349). Das Bundesverwaltungsgericht hat mit Urteil vom 27. Mai 1981
bezÃ¼glich der EinfÃ¼hrung eines AnschluÃ�- und Benutzungszwangs an eine
kommunale MÃ¼llabfuhr gegenÃ¼ber einem privaten MÃ¼llabfuhrunternehmer die
Verletzung von Art 14 Abs 1 GG verneint, wenn dieser bei Errichtung des Betriebs
bereits mÃ¶glich war (BVerwGE 62, 224, 226 f; vgl auch Jarass/Pieroth, GG, 4. Aufl,
Art 14 RdNr 46). Nichts anderes gilt, wenn â�� wie hier â�� der allgemeine
AnschluÃ�zwang fÃ¼r Kleinbetriebe ab einer bestimmten Arbeitnehmerzahl eine
dem Arbeitgeber (Unternehmer) bereits vor dessen EinfÃ¼hrung obliegende
gesetzliche Pflicht prÃ¤zisiert und sicherstellt. Diese gesetzlich zulÃ¤ssige
satzungsmÃ¤Ã�ige PrÃ¤zisierung generell bestehender gesetzlicher Pflichten des
Arbeitgebers greift nicht in den Bestand des Gewerbebetriebs ein. Dies gilt auch
fÃ¼r die Feststellung des SG Ã¼ber die jÃ¤hrliche Mehrbelastung in HÃ¶he von
2.000,00 DM. Eine "erdrosselnde" Belastung wird von der KlÃ¤gerin selbst nicht
behauptet (vgl zu "erdrosselnden Abgaben" Jarass/Pieroth, aaO, Art 14 RdNr 12
mwN); lediglich eine "unzumutbare Kostenlast". Der Gesetzgeber ist im Ã¼brigen
bei der Schaffung des ASiG davon ausgegangen, daÃ� die mit der Bestellung von
BetriebsÃ¤rzten und FachkrÃ¤ften fÃ¼r Arbeitssicherheit verbundenen Kosten
durch eine Senkung der Unfallzahlen und damit der betrieblichen Unfallkosten
zumindest ausgeglichen werden, so daÃ� Auswirkungen auf das Preisniveau nicht
zu befÃ¼rchten sind (vgl BT-Drucks 7/260, S 10 zu B der BegrÃ¼ndung).

Art 12 Abs 1 GG umfaÃ�t durch den Schutz der Berufsfreiheit zwar auch die
GrÃ¼ndung und FÃ¼hrung von Unternehmen â�� Unternehmerfreiheit â��
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(BVerfGE 50, 290, 363). Danach liegt ein Eingriff in die Berufsfreiheit nicht erst dann
vor, wenn die grundrechtlich geschÃ¼tzte TÃ¤tigkeit ganz oder teilweise
unterbunden wird. Es genÃ¼gt, daÃ� sie aufgrund der staatlichen MaÃ�nahmen
nicht mehr in der gewÃ¼nschten Weise ausgeÃ¼bt werden kann (BVerfGE 82, 209,
223). Aber selbst wenn fÃ¼r die Neuregelung der UVV en der Beklagten sowie fÃ¼r
Â§ 41 ihrer Satzung eine berufsregelnde Tendenz anzunehmen wÃ¤re, so lÃ¤ge
hierin nach den obigen AusfÃ¼hrungen grundsÃ¤tzlich keine Pflichtenerweiterung
im VerhÃ¤ltnis zur bisherigen Situation. Soweit die berufliche TÃ¤tigkeit der
KlÃ¤gerin durch die weitere PrÃ¤zisierung und Sicherung ihrer Pflichten beeinfluÃ�t
werden sollte, ergeben sich hieraus keine gewichtigen Auswirkungen. Die eher
geringe zusÃ¤tzliche wirtschaftliche Belastung des Unternehmens der KlÃ¤gerin
durch den AnschluÃ� an den AMD und STD ist nicht so erheblich, daÃ� sie ihre
TÃ¤tigkeit nicht mehr in der gewÃ¼nschten Weise ausÃ¼ben kÃ¶nnte. Der
AnschluÃ�zwang zur Sicherung der Arbeitnehmerrechte nach dem ASiG ist schon
deshalb zumutbar, weil es die KlÃ¤gerin selbst in der Hand hat, durch
entsprechende PflichterfÃ¼llung von ihm befreit zu werden. Es war gerade die
Zielsetzung des Gesetzgebers des ASiG, die unzureichende freiwillige Bestellung
von SicherheitsfachkrÃ¤ften und BetriebsÃ¤rzten im Interesse der Arbeitnehmer zu
beenden (BT-Drucks 7/260 S 1 zu A und B). Dies sichert den sich aus Art 2 Abs 2
Satz 1 GG ergebenden Schutz der Arbeitnehmer vor BeeintrÃ¤chtigungen von
Leben und Gesundheit. Somit hat der Gesetzgeber den UnfallversicherungstrÃ¤gern
Ã¼ber Â§ 708 Abs 1 Satz 1 Nr 4 und Â§ 719a RVO bewuÃ�t und konkret die
Rechtsetzungsbefugnis Ã¼bertragen, bis hin zum AnschluÃ�zwang die
PflichterfÃ¼llung der Arbeitgeber nach dem ASiG sicherzustellen. Auch eine
Wettbewerbsbeeinflussung liegt aufgrund der gleichen Betroffenheit aller
vergleichbaren Betriebe nicht vor. Ab welcher Arbeitnehmerzahl die UVV en der BG
en die Verpflichtung zur Bestellung eines Betriebsarztes und einer Fachkraft fÃ¼r
Arbeitssicherheit vorsehen, richtet sich nach den Besonderheiten des fachlichen
Bereichs der jeweiligen BG und steht grundsÃ¤tzlich ebenfalls in der
Regelungsbefugnis des zustÃ¤ndigen Selbstverwaltungsorgans, das der Beurteilung
der besonderen UmstÃ¤nde seines Fachgebiets auch nach seiner
Zusammensetzung am nÃ¤chsten steht. Ebenso wie der Gesetzgeber bei der
Festlegung der Einsatzzeiten fÃ¼r BetriebsÃ¤rzte und FachkrÃ¤fte fÃ¼r
Arbeitssicherheit davon ausgegangen ist, daÃ� eine Typisierung und Pauschalierung
fÃ¼r eine praktikable Handhabung des Gesetzes erforderlich ist (vgl zu
BetriebsÃ¤rzten: BSGE 59, 55, 58 = SozR aaO), hat er auch keine Mindestzahl von
Arbeitnehmern fÃ¼r die Bestellung derartiger FachkrÃ¤fte festgelegt. Der Senat hat
insoweit nicht zu prÃ¼fen, ob die Vertreterversammlung der Beklagten die
zweckmÃ¤Ã�igste, vernÃ¼nftigste und geeignetste LÃ¶sung gefunden hat (BSGE
aaO).

Bei der Ausdehnung der Verpflichtung zur Bestellung eines Betriebsarztes und einer
Fachkraft fÃ¼r Arbeitssicherheit nach den UVV en der Beklagten auf Kleinbetriebe
mit einem sich fÃ¼r diese aus Â§ 41 Abs 6 der Satzung ergebenden
AnschluÃ�zwang im Falle der Nichtbefolgung sind auch gewisse HÃ¤rten
hinzunehmen, ohne daÃ� eine Verletzung des allgemeinen Gleichheitssatzes (Art 3
Abs 1 GG) anzunehmen ist. In Kleinbetrieben sind Gesundheitsgefahren fÃ¼r die
dort beschÃ¤ftigten Arbeitnehmer ebensowenig auszuschlieÃ�en wie in
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GroÃ�betrieben. Dementsprechend trifft das ASiG hier auch keine Unterscheidung.
Die KlÃ¤gerin hat keine konkreten, den Gesetzeszweck und die praktische
Handhabung beachtende anderweitige MaÃ�stÃ¤be aufgezeigt, die den von der
Beklagten getroffenen Regelungen so Ã¼berlegen sind, daÃ� ihre Nichtbeachtung
als willkÃ¼rlich und deshalb die angegriffenen Regelungen als rechtswidrig
bezeichnet werden mÃ¼Ã�ten. Vielmehr hat die Beklagte jeweils in Â§ 6 der VBG
122/123 Ã�bergangsbestimmungen fÃ¼r Unternehmer getroffen, die bisher von der
Bestellung oder Verpflichtung eines Betriebsarztes und einer Fachkraft fÃ¼r
Arbeitssicherheit absehen konnten. Die betroffenen Arbeitgeber konnten sich also
auf die VerÃ¤nderung dieser Situation einstellen. DarÃ¼ber hinaus enthalten die
UVV en in Â§ 2 Abs 2 Satz 1 eine HÃ¤rteklausel, nach der die BG im Einzelfall im
Einvernehmen mit der nach Â§ 12 ASiG zustÃ¤ndigen BehÃ¶rde eine Ausnahme
vom Bestellungszwang nach Abs 1 bewilligen kann, soweit im Betrieb, verglichen
mit Betrieben der gleichen Art, die Unfall- und Gesundheitsgefahren
unterdurchschnittlich sind. Dieses dem ASiG entsprechende PrÃ¼fungsverfahren
(vgl BSGE 59, 55, 59 = SozR aaO) sichert eine nicht Ã¼bermÃ¤Ã�ige Belastung
kleinerer Betriebe gemessen an den konkret bestehenden Unfall- und
Gesundheitsgefahren. Denn je niedriger die Anzahl der Arbeitnehmer ist, desto
niedriger ist die Mindesteinsatzstunden-Verpflichtung nach den UVV en und somit
die Kostenbelastung. Eine KontrollÃ¼berschneidung mit anderen der
UnfallverhÃ¼tung dienenden Organen liegt wegen der unterschiedlichen
Aufgabenverteilung nicht vor (vgl BT-Drucks 7/260, S 9 zur BegrÃ¼ndung A).

Eine unzulÃ¤ssige RÃ¼ckwirkung als AusfluÃ� des Rechtsstaatsprinzips (Art 20 Abs
3 GG) steht der Wirksamkeit der UVV en VBG 122/123 schon deshalb nicht
entgegen, weil diese keine rÃ¼ckwirkende Regelung getroffen haben.

(2.4) Die Neufassungen der maÃ�gebenden UVV en idF vom 1. Juli 1995 und die
ihnen zugrunde liegenden gesetzlichen Vorschriften verstoÃ�en auch nicht gegen
Recht der EuropÃ¤ischen Gemeinschaft. GemÃ¤Ã� Art 118a Abs 2 des Vertrages zur
GrÃ¼ndung der EuropÃ¤ischen Gemeinschaft vom 25. MÃ¤rz 1957 idF des
Vertrages Ã¼ber die EuropÃ¤ische Union vom 7. Februar 1992 (BGBl II 1253/1256)
(EGVtr), dessen Neufassung zum 1. Mai 1999 durch Art 2 des Amsterdamer
Vertrages vom 2. Oktober 1997 (BGBl 1998 II 387, ber BGBl 1999 II 416) im
vorliegenden Fall noch nicht anzuwenden ist, erlÃ¤Ã�t der Rat der EuropÃ¤ischen
Gemeinschaft als Beitrag zur Verwirklichung des Ziels gemÃ¤Ã� Abs 1 unter
BerÃ¼cksichtigung der in den einzelnen Mitgliedstaaten bestehenden Bedingungen
und technischen Regelungen durch Richtlinien Mindestvorschriften, die schrittweise
anzuwenden sind. Diese Richtlinien sollen keine verwaltungsmÃ¤Ã�igen,
finanziellen oder rechtlichen Auflagen vorschreiben, die der GrÃ¼ndung und
Entwicklung von Klein- und Mittelbetrieben entgegenstehen. Nach Art 118a Abs 3
EGVtr hindern die aufgrund dieses Artikels erlassenen Bestimmungen die einzelnen
Mitgliedstaaten nicht daran, MaÃ�nahmen zum verstÃ¤rkten Schutz der
Arbeitsbedingungen beizubehalten oder zu treffen, die mit diesem Vertrag
vereinbar sind. Eine identische Regelung trifft Art 67 Abs 2 des Abkommens Ã¼ber
den EuropÃ¤ischen Wirtschaftsraum vom 2. Mai 1992 (BGBl 1993 II 267).

Zwar hat der Rat der EuropÃ¤ischen Gemeinschaft mit der Richtlinie 89/391/EWG
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vom 12. Juni 1989 Ã¼ber die DurchfÃ¼hrung von MaÃ�nahmen zur Verbesserung
der Sicherheit und des Gesundheitsschutzes der Arbeitnehmer bei der Arbeit (ABl
EG Nr L 183 S 1) â�� Richtlinie â�� von seiner Regelungskompetenz nach Art 118a
Abs 2 EGVtr Gebrauch gemacht. Diese Richtlinie hindert die Beklagte aber nicht
daran, in ihren UVV en die Verpflichtung zur Bestellung von FachkrÃ¤ften fÃ¼r
Arbeitssicherheit und von BetriebsÃ¤rzten bereits ab einem Arbeitnehmer
vorzuschreiben. Entsprechend Art 118a Abs 1 EGVtr proklamiert Art 1 Abs 1 der
Richtlinie die DurchfÃ¼hrung von MaÃ�nahmen zur Verbesserung der Sicherheit
und des Gesundheitsschutzes der Arbeitnehmer am Arbeitsplatz als ihr Ziel.
GemÃ¤Ã� Art 1 Abs 2 enthÃ¤lt sie allgemeine GrundsÃ¤tze fÃ¼r die VerhÃ¼tung
berufsbedingter Gefahren, fÃ¼r die Sicherheit und den Gesundheitsschutz, die
Ausschaltung von Risiko- und Unfallfaktoren etc. Im Hinblick darauf werden im
Abschnitt II (Art 5 bis 12) Pflichten der Arbeitgeber und im Abschnitt III (Art 13)
Pflichten der Arbeitnehmer festgelegt. Dies betrifft speziell den Regelungsbereich
der VBG 122 und 123 der Beklagten. Nach Art 1 Abs 3 der Richtlinie berÃ¼hrt
dieser aber nicht bereits geltende oder kÃ¼nftige nationale und gemeinschaftliche
Bestimmungen, die fÃ¼r die Sicherheit und den Gesundheitsschutz der
Arbeitnehmer am Arbeitsplatz gÃ¼nstiger sind. Ein solcher Fall liegt hier vor.

Wie bereits dargelegt, ist die Beklagte nach Â§ 708 Abs 1 Satz 1 Nr 4 RVO und dem
ASiG berechtigt, bereits ab einem Arbeitnehmer die Bestellung einer Fachkraft fÃ¼r
Arbeitssicherheit und eines Betriebsarztes in ihren UVV en zu regeln. Diese
Berechtigung ergab sich seit jeher aus dem ASiG, unabhÃ¤ngig davon, ob eine BG
von ihr Gebrauch machte oder nicht. Wenn die Beklagte dies nunmehr in ihren VBG
122 und 123 so vorsieht, so erhÃ¶ht sie aufgrund einer innerstaatlichen
ErmÃ¤chtigung die Sicherheit und den Gesundheitsschutz der Arbeitnehmer am
Arbeitsplatz zur Sicherstellung der PflichterfÃ¼llung des Arbeitgebers nach dem
ASiG und auch iS der Â§Â§ 5 ff der Richtlinie. Diese Regelungen enthalten
ebensowenig wie das ASiG eine Begrenzung der PflichterfÃ¼llung der Arbeitgeber
auf eine bestimmte Arbeitnehmerzahl. Vielmehr gestattet Art 7 Abs 7 der Richtlinie
den Mitgliedstaaten, unter BerÃ¼cksichtigung der Art der TÃ¤tigkeiten und der
GrÃ¶Ã�e der Unternehmen die Unternehmenssparten festzulegen, in denen der
Arbeitgeber die GefahrverhÃ¼tungsmaÃ�nahmen selbst Ã¼bernehmen kann,
sofern er die erforderlichen FÃ¤higkeiten besitzt. Dem entspricht die innerstaatliche
deutsche Regelung. Die Untersagung von verwaltungsmÃ¤Ã�igen, finanziellen oder
rechtlichen Auflagen, die der GrÃ¼ndung und Entwicklung von Klein- und
Mittelbetrieben entgegenstehen (Art 118a Abs 2 Satz 2 EGVtr), bezieht sich
ausdrÃ¼cklich nur auf die Richtlinienkompetenz des Rates, nicht aber auf die
nationalen PrÃ¤ventionsvorschriften. Dementsprechend hat der Rat der
EuropÃ¤ischen Gemeinschaft in seinen ErwÃ¤gungen zur Richtlinie 89/391/EWG in
Ã�bereinstimmung mit Art 118a Abs 3 EGVtr ausgefÃ¼hrt, daÃ� durch diese
Richtlinie keine mÃ¶gliche EinschrÃ¤nkung des bereits in den einzelnen
Mitgliedstaaten erzielten Schutzes gerechtfertigt werden kann (vgl ABl EG Nr L 183
S 1; s auch Kutscher/Stoy in Schulin, HS-UV Â§ 41 RdNr 49). Die Richtlinie enthÃ¤lt
lediglich Mindestvorschriften (Art 118a Abs 2 Satz 1 EGVtr) und dient der
Harmonisierung des Sicherheits- und Arbeitsschutzstandards innerhalb der EG. Sie
hindert die Mitgliedstaaten jedoch nicht daran, MaÃ�nahmen zum verstÃ¤rkten
Schutz der Arbeitsbedingungen beizubehalten oder zu treffen, die mit dem EGVtr
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vereinbar sind. GrundsÃ¤tzlich kÃ¶nnen Richtlinien nach Art 118a Abs 2 EGVtr
durch UVV en in nationales Recht Ã¼bernommen bzw verschÃ¤rft werden (vgl
insgesamt: Kutscher/Stoy, aaO, RdNrn 53 ff; Lauterbach/Watermann, aaO, Â§ 708
RVO Anm 1b; Steiger SGb 1992, 525, 526; Gemeinsamer Standpunkt des
Bundesministers fÃ¼r Arbeit und Sozialordnung, der obersten
ArbeitsschutzbehÃ¶rden der LÃ¤nder, der TrÃ¤ger der gesetzlichen
Unfallversicherung, der Sozialpartner sowie des DIN Deutsches Institut fÃ¼r
Normung eV zur Normung im Bereich der auf Art 118a EGVtr gestÃ¼tzten
Richtlinien, in BArbBl 1993, Heft 1 S 37 f). Selbst wenn hierdurch zusÃ¤tzliche
Kosten auf Seiten des Arbeitgebers entstehen sollten, so darf dies weder zu Lasten
der Arbeitnehmer gehen, noch darf die Verbesserung von Sicherheit, Arbeitshygiene
und Gesundheitsschutz der Arbeitnehmer am Arbeitsplatz rein wirtschaftlichen
Ã�berlegungen untergeordnet werden (vgl ABl EG Nr L 183 S 2 zu den
ErwÃ¤gungen und S 4 zu Art 6 Abs 5). SchlieÃ�lich obliegt es nach Art 5 Abs 1 der
Richtlinie ebenso wie nach Â§ 1 ASiG grundsÃ¤tzlich dem Arbeitgeber, fÃ¼r die
Sicherheit und den Gesundheitsschutz der Arbeitnehmer am Arbeitsplatz zu sorgen.
Er trÃ¤gt hierfÃ¼r auch die Kosten (Art 6 Abs 1 Satz 1 der Richtlinie 89/391/EWG
sowie Â§ 2 Abs 2 und Â§ 5 Abs 2 ASiG). Damit handelte die Beklagte bei der
Neufassung der VBG 122, 123 in AusÃ¼bung ihrer innerstaatlichen Aufgaben und
Befugnisse auch innerhalb der europarechtlichen Rahmenbestimmungen. FÃ¼r eine
Ã�berprÃ¼fung des TÃ¤tigwerdens der Beklagten auf der Grundlage der Richtlinie
im Sinne einer ErmessensÃ¼berprÃ¼fung ist hier â�� wie oben zum autonomen
Satzungsrecht ausgefÃ¼hrt â�� ebenfalls kein Raum. Der Fall der Notwendigkeit
einer Vorabentscheidung iS des Art 177 EGVtr (Art 234 EGVtr in der am 1. Mai 1999
in Kraft getretenen Fassung) liegt hier nicht vor.

(2.5) Die angefochtenen Bescheide sind schlieÃ�lich auch nicht aus anderen
GrÃ¼nden rechtswidrig. Dies gilt auch fÃ¼r den in den Bescheiden
ausgesprochenen rÃ¼ckwirkenden AnschluÃ� der KlÃ¤gerin ab 1. Januar 1996.
Selbst wenn man hierin eine unechte RÃ¼ckwirkung sehen wollte, weil die
Bescheide einen Sachverhalt regeln, der zum Zeitpunkt der Entscheidung bereits
begonnen hatte, so wÃ¤re dies zulÃ¤ssig (vgl zur unechten RÃ¼ckwirkung:
Jarass/Pieroth, GG, 4. Aufl, Art 20 RdNrn 49, 52 und 55 mwN). Denn auf ein vom
Rechtsstaatsprinzip gestÃ¼tztes Vertrauen in die frÃ¼here Rechtslage kann sich
die KlÃ¤gerin ab 1. Januar 1996 nicht berufen. Sie ist bereits mit Schreiben vom 20.
September 1995 auf die ab 1. Juli 1995 gÃ¼ltige Fassung der UVV en mit der sich
daraus ergebenden Verpflichtung zum AnschluÃ� an den AMD und STD zum 1.
Januar 1996 einschlieÃ�lich der BefreiungsmÃ¶glichkeiten hingewiesen worden. Der
KlÃ¤gerin waren somit schon vor Inkrafttreten der streitigen RechtsÃ¤nderung alle
wesentlichen UmstÃ¤nde bekannt, auf denen die spÃ¤teren Entscheidungen der
Beklagten beruhen. Die eingetretene VerzÃ¶gerung hat die KlÃ¤gerin durch ihr
Nichtreagieren selbst hervorgerufen. Auch ist entgegen der Ansicht der KlÃ¤gerin
die Leistungserbringung durch den AMD und STD noch mÃ¶glich gewesen. Die UVV
en sehen Mindesteinsatzstunden-Verpflichtungen der Mitglieder bezogen auf das
Kalenderjahr vor. Angesichts der geringen Arbeitnehmerzahl der KlÃ¤gerin und ihrer
daraus resultierenden geringfÃ¼gigen Mindesteinsatzstunden-Verpflichtung
gegenÃ¼ber dem AMD und STD waren ohnehin nur Betreuungsintervalle von
jeweils ein- bis zweimal jÃ¤hrlich mÃ¶glich, die ab August 1996 noch erfÃ¼llt
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werden konnten.

Nach alledem war die Revision der KlÃ¤gerin als unbegrÃ¼ndet zurÃ¼ckzuweisen.

Die Kostenentscheidung ergeht nach Â§ 193 SGG.

Erstellt am: 26.08.2003

Zuletzt verändert am: 20.12.2024
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